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40. Gesetz: Wiener Krankenanstaltengesetz 1987; Änderung. 

40. 

Gesetz vom 28. Juni 1989, mit dem das Wiener 
Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird 

Der Wiener Landtag hat in Ausführung der 
grundsätzlichen Bestimmungen des Krankenanstal­
tengesetzes, BGB!. Nr. 1/1957, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGB!. Nr. 745/1988, 
beschlossen: 

Artikel 1 

Das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987, LGBI. 
für Wien Nr. 23/1987, idF der Gesetze LGBI. für 
Wien Nr. 19/1988 und Nr. 22/1988 wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 3 Z 6 lautet: 

„6. Sanatorien, das sind Krankenanstalten, die 
durch ihre besondere Ausstattung höheren Ansprü­
chen hinsichtlich Verpflegung und Unterbringung 
entsprechen;" 

2. § 2 lit. b lautet: 

„b) Einrichtungen, die von Betrieben für den Fall 
der Leistung Erster Hilfe bereitgehalten 
werden, sowie Einrichtungen der betriebs­
ärztlichen Betreuung gemäß § 22 des Arbeit­
nehmerschutzgesetzes, BGB!. Nr. 234/ 1972, 
idFBGBI. Nr. 544/1982;" 

3. § 3 Abs. l lit. a und b lauten: 

„(1) Allgemeine Krankenanstalten sind emzu­
richten als 

a) Standardkrankenanstalten mit bettenführen­
den Abteilungen zumindest für: 
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1. Chirurgie, 
2. Frauenheilkunde und Geburtshilfe, 
3. Innere Medizin und 
4. Kinderheilkunde; 
wenn ein Facharzt für Kinderheilkunde als 
ständiger Konsiliararzt für die Betreuung von 
Neugeborenen und für die Behandlung von 
Krankheiten des Kindesalters verpflichtet 
wird, kann eine bettenführende Abteilung für 
Kinderheilkunde entfallen; ferner müssen 
Einrichtungen für Anästhesiologie, für Rönt­
gendiagnostik und für die Vornahme von 
Obduktionen vorhanden sein und durch 
Fachärzte des betreffenden Sonderfaches 
betreut werden; andere fachärztliche Betreu-

ung muß durch Fachärzte der betreffenden 
medizinischen Sonderfächer als Konsiliar­
ärzte gesichert sein; 

b) Schwerpunktkrankenanstalten mit bettenfüh-
renden Abteilungen zumindest für: 

1. Augenheilkunde, 
2. Chirurgie, 
3. Frauenheilkunde und Geburtshilfe em-

schließlich Perinatologie, 
4. Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten, 
5. Haut- und Geschlechtskrankheiten, 
6. Innere Medizin, 
7. Kinderheilkunde einschließlich Neonato­

logie, 
8. Neurologie und Psychiatrie, 
9. Orthopädie, 

10. Unfallchirurgie und 
11. Urologie; 
ferner müssen Einrichtungen für Anästhesio­
logie, für Hämodialyse, für Strahlendiagno­
stik und -therapie sowie Nuklearmedizin, für 
Physikalische Medizin, für Intensivpflege und 
für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
vorhanden sein und durch Fachärzte des 
entsprechenden Sonderfaches betreut wer­
den; andere fachärztliche Behandlung muß 
durch Fachärzte der betreffenden medizini­
schen Sonderfächer als ständige Konsiliar­
ärzte gesichert sein; schließlich müssen eine 
Anstalt~apotheke, ein Pathologisches Institut 
sowie ein Institut für medizinische und 
chemische Labordiagnostik geführt werden;" 

4. § 4 Abs. 2 lit. a lautet: 

„a) der Bedarf gegeben ist, der im Hinblick auf 
den angegebenen Anstaltszweck (§ l Abs. 3) 
unter Beachtung der Höchstgrenzen der 
systemisierten Betten nach den Verordnungen 
gemäß § 5 a Abs. l und 4 sowie nach der 
Anzahl und Betriebsgröße der in angemesse­
ner Entfernung gelegenen gleichartigen oder 
ähnlichen Krankenanstalten und nach der 
Verkehrslage zu beurteilen ist, wobei bei 
selbständigen Ambulatorien auch auf die 
Anz.ahl der in angemessener Entfernung 
niedergelassenen Fachärzte Bedacht zu neh­
men ist;" 
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